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11 Faced with our present economic difficulties, politi
cians, being under pressure to act decisively and 
dramatically, will naturally be impatient with any 
man ifestations of the philosophie doubts which plague 
economists." 

(PEACOCK, 21, S. 20) 

J EinfUhru!!9 

FUr den theoretisch geschul ten Ökonomen bleibt die Versuchung unabänderl ich groß, von 
einer idealtypischen Wirtschaftspolitik zu träumen, in der Entscheidungen gefällt werden, 
indem unter der Nebenbedingung eines Satzes von Gleichungen, die die Funktionsweise der 
Volkswirtschaft und die Wirksamkeit der Pol itikinstrumente exakt beschreiben, eine wohlde
flnierte Zielfunktion maximiert wird. Die reale Bedeutung ökonomischen Fachwissens fUr das 
Zustandekommen politischer Entscheidungen, wie sie beispielsweise aus seinen Erfahrungen 
in der britischen Regierung einprägsam von PEACOCK (21) resUmiert wird, kontrastiert bis-
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weilen hart mit diesem Traum. Auf der anderen Seite sind verschiedene Ansatze unverkenn
bar, i:Skonomisches Kaikul formell in den Entscheidungsprozeß einzubeziehen. Die etwa in 
der Bundesrepubl ik Deutschland verpfl ichtende Vorschrift, in bestimmten Fallen staat I icher 
Aktivitat Nutzen-Kosten-Untersuchungen durchzufUhren, die - nicht zuletzt im Bereich der 
Agrarpolitik - zu einer lebhaften Analysetatigkeit gefuhrt hat (siehe MEYER zu DREWER, 19), 
kann als ein Beispiel angesehen werden. Aus der - zumindest an der Zahl der durchgefuhrten 
Analysen gemessen - raschen Ausbreitung von Nutzen-Kosten-Erwagungen ergeben sich we
nigstens zwei Fragen: 

1. Sind die Mögl ichkeiten der eideutigen Bestimmung von Kosten und Nutzen pol itischer 
Maßnahmen in der jUngeren Vergangenheit besser geworden? 

2. Hat der Einfluß von Wirksamkeitsanalysen staatl icher Maßnahmen unter Kosten-Nutzen
Aspekten auf die tatsachl iche Gestaltung der Pol itik proportional zu ihrer zahlenmaßigen 
Ausbreitung zugenommen? 

Mit der ersten Frage befassen sich die folgenden Abschnitte des vorliegenden Referats. Dabei 
wird angesichts der umfangreichen und weiter rasch anwachsenden Literatur uber die Kosten
Nutzen-Analyse nicht eine umfassende Diskussion aller mit diesem Instrumentarium verbun
denen Probleme angestrebt. Vielmehr sollen einige zweifellos subjektiv ausgewahlte Grund
probleme der Bewertung von Nutzen und Kosten agrarpolitischer Maßnahmen aus gesamtwirt
schaf tl icher Sicht angesprochen werden. 

Die Frage nach dem tatsachl ichen Einfl uß formal isierter Kosten-Ertrags-Überlegungen auf den 
Gang der Pol itik laßt sich nur empirisch beantworten. Bei einer Analyse der Programmevalua
tion in der deutschen Regierungspraxis kommt DERLIEN (3) zu dem Ergebnis, daß die nach Be
kanntwerden der Analyseergebnisse zu beobachtenden pol itischen Reaktionen und Kurskorrek
turen nur selten als logische Konsequenz aus der Evaluation anzusehen sind. Allerdings be
schrankt sich seine Untersuchung auf in verschiedenen Bundesministerien durchgefuhrte ex 
post-Bewertungen noch laufender oder bereits abgeschlossener Programme, und es Uberrascht 
nicht, daß die Bereitschaft der Entscheidungstrager gering ist, durch an ungUnstigen Evalua
tionen orientierte Korrekturen bisheriger Maßnahmen impl izit fruhere Fehlentscheidungen 
einzugestehen. Aufschlußreicher ware eine Untersuchung darUber, welche Rolle bei der Pla
nung zukUnftiger Maßnahmen die ex ante-Bewertung mit Hilfe formal isierter Verfahren spiel t. 

Auch hier ist graßer Optimismus gewiß fehl am Platz. Ökonomische Erwagungen sind nur eine 
begrenzte Teilmenge der Überlegungen, die Politiker ihren Entscheidungen zugrunde legen. 
Dennoch spricht wenig gegen den Versuch, die Breite der Zielformulierung aus der prakti
schen Politik in die i:Skonomische Analyse aufzunehmen, soweit sie sich adaquat mit dem wirt
schaftswissenschaftlichen Instrumentarium untersuchen laßt, die ökonomischen Konsequenzen 
verschiedener Handlungsweisen in diesem Rahmen darzustellen und daruber hinaus zu akzep
tieren, daß nicht jede Entscheidung notwendigerweise genau so fallen muß, wie das ökono
mische Kaikul alleine es verlangen wUrde. 

2 Kosten und Ertrage in ihrer Beziehung zu den agrareol itischen Zielen 

2.1 Die Zielbedingtheit der Kosten- und Ertragsdefinition 

Zahlreiche Probleme fUr die Diskussion Uber Kosten und Ertrage staatl icher Maßnahmen erge
ben sich aus der Tatsache, daß die Begriffe "Kosten" und "Ertrage" eine wohldefinierte Be
deutung im Rahmen des einzelbetriebl ichen Rechnungswesens haben, die sich auf die Ebene 
der gesamtwirtschaftl ich orientierten Planung nicht ohne weiteres Ubertragen laßt. Hier er
weist es sich als zweckmaßig, von einer zunachst sehr allgemein gehaltenen Begriffsdeutung 
auszugehen und als Ertrage bzw. Kosten das Ausmaß der Annaherung an die Zielsetzungen 
des Entscheidungstragers - bzw. der Entfernung von ihnen - zu kennzeichnen, das mit der 
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Durchfuhrung einer Maßnahme verbunden ist. Aus dieser Definition ergibt sich die Notwen
digkeit, Zielsetzungen und Identittlt des jeweiligen Entscheidungstrtlgers zu analysieren. 

In der wohlfahrtstheoretisch orientierten Literatur Uber die Kosten-Nutzen-Analyse wird als 
Zielsetzung staatlicher Maßnahmen gewöhnlich die Maximierung einer sozialen Wohlfahrts
funktion unterstellt, von der angenommen wird, daß sie vom BERGS ON- oder PARETO-Typ 1) 
ist und als Argumente die Nutzenniveaus der betroffenen Individuen enthtllt, die von den die
sen Individuen zur VerfUgung stehenden GUtermengen und den von ihnen erbrachten Faktor
leistungen 2) abhöngen (z.B. LESOURNE, 16, S. 27 ff). Wöhrend allokative und - allerdings 
mit erheblichen Einschrönkungen - auch distributive Zielsetzungen sich mit diesem analyti
schen Instrumentarium konsistent behandeln lassen, ergeben sich größere Schwierigkeiten bei 
dem Versuch, weitere Zielsetzungen, vor allem solche mit essentiell dynamischer Natur wie 
beispielsweise Stabilittlt, Verminderung sozialen Anpassungsdrucks und Versorgungssicherung, 
in diesen Rahmen zu integrieren. Im folgenden sollen einige Probleme erörtert werden, die 
bei der Analyse dieser einzelnen Zielsetzungen und bei der Berucksichtigung des gesamten 
mehrdimensionalen Ziel komplexes auftreten. 

2.2 Statische und dynamische Allokationseffizienz 

Mit der Zielsetzung einer optimalen Allokation der Produktionsfaktoren und Guter im gege
benen Zeitpunkt (statische Allokationseffizienz) ist das klassische Gebiet der Kosten-Nutzen
Analyse angesprochen. Als Kosten bzw. Nutzen einer Maßnahme werden unter diesem Aspekt 
die Inanspruchnahme von Faktorleistungen bzw. die Bereitstellung von GUtern angesehen, wo
bei die Mengeneffekte mit den sozialen Schattenpreisen zu bewerten sind. FUhrt die Maß
nahme zu Preisönderungen, so sind zustltzl ich die Auswirkungen auf Konsumenten- und Pro
duzentenrente zu berUcksichtigen (z. B. LESOURNE, 16, S. 67 ff) . 

Ein großer Teil der Maßnahmen, die ubl icherweise unter dem Begriff der Agrarstrukturpalitik 
zusammengefaßt werden (siehe z.B. HEDTKE, 8, S. 26) ist vornehmlich auf die Erhöhung der 
statischen Allokationseffizienz ausgerichtet und Itlßt sich daher in der Ubl ichen Vorgehens
weise der Kosten-Nutzen-Untersuchungen unmittelbar analysieren. Die dabei auftretenden 
besonderen Probleme fUr die Ermittlung der Mengeneffekte und die Schötzung von Schatten
preisen werden in vorliegenden Kosten-Nutzen-Analysen auf diesem Gebiet 3) ausfUhrlich 
behandelt und sollen deshalb hier nicht aufgegriffen werden. 

Bereits die Analyse der statischen Allokationseffizienz kann nicht auf die expl izite BerUck
sichtigung des Zeitablaufs verzichten, wenn Ertrtlge und Kosten zu mehreren Zeitpunkten an
faHen. Diskontierung aller Werte auf einen Zeitpunkt oder Ermittlung des internen Zinsfußes, 
die hier erforderl ich sind, bringen eine Reihe theoretischer und praktischer Schwierigkeiten 
mit sich (siehe z.B. LlTTLE und MIRRLEES, 18). Eine Vielzahl zusötzlicher Probleme sind 
allerdings zu lösen, wenn Kosten und Nutzen unter dem Gesichtspunkt dynamischer Alloka
tIonseffizienz bestimmt werden sollen. Im Gegensatz zum statischen Fall, in dem die Ver
höltnisse zu allen zukUnftigen Zeitpunkten als bekannt oder gar konstant angesehen werden, 
mUssen in der dynamischen Analyse die nicht mit Sicherheit vorherzusehenden Reaktionen 
der Betroffenen und ihre Wandlungen im Zeitablauf berUcksichtigt werden. Neben den grund
sl:ltzlichen Problemen einer intertemporalen Optimierung (siehe z.B. SOHMEN, 32, S. 168 ff) 
kommen also die Schwierigkeiten hinzu, die sich bei der Wahrscheinlichkeitsabwl:lgung zwi-

1) Zu dieser Kennzeichnung siehe etwa GRAAF (5, S. 8 ff.) . 

2) FUr eine einheitliche Behandlung von GUterkonsum und Faktorleistungen in den indivi
duellen Nutzenfunktionen siehe etwa BOADWAY (0). 

3) Siehe z.B. die Zusammenstellungen derartiger Arbeiten bei GUTH und MEYER zu DREWER 
(6) und be l MEYER zu DREWER (19). 
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schen verschiedenen mögl ichen Entwicklungspfaden ergeben, wie sie zur Findung des maxi
malen Erwartungswertes des Gesamtnutzens während des Betrachtungszeitraums erforderlich 
ist (siehe hierzu die grundsätzl ichen Ausfuhrungen bei LESOURNE, 16, S. 149 ff). Der opti
male Entwicklungspfad kann dabei Uber Stationen laufen, die bei kurzfristiger Analyse und 
statischer Betrachtungsweise als nicht effizient erscheinen wUrden. 

Typische Fragen dieser Art treten im Bereich der Agrarstrukturpol itik z. B. bei der Beurteilung 
von Maßnahmen der selektiven Investitionsförderung auf, wie sie beispielsweise im Rahmen 
des Einzelbetriebl ichen Förderungsprogramms erfolgt (siehe hierzu etwa KOESTER, 14). Der
artige Maßnahmen basieren offensichtlich auf der Vorstellung, daß bestimmte Gruppen von 
landwirtschaftlichen Betrieben in einem späteren Zeitraum eine effiziente Agrarstruktur reprä
sentieren, während zwischenzeitl ich die Existenz dieser Betriebe gefährdet ist und durch För
derungsmaßnahmen gesichert werden muß. Die Bewertung der Nutzen solcher Maßnahmen 
mUßte entsprechend auf einer Verlaufsanalyse basieren, die aufzeigt, daß bei der erwarteten 
Agrarpreisentwicklung eine ungenUgende Zahl von Betrieben (oder, was noch schwieriger zu 
demonstrieren wäre, eine ungUnstig zusammengesetzte Gruppe von Betrieben) fortbestehen 
wird. Gleichzeitig mUßte geklärt werden, warum einer solchen unerwUnschten Entwicklung 
nicht durch eine Änderung der Agrarpreispolitik begegnet werden kann. Eine Lösung der ana
lytischen Schwierigkeiten, die sich dabei ergeben, scheint bisher noch nicht in befriedigen
der Weise gelungen zu sein. Solange das der Fall ist, erscheint die Frage gerechtfertigt, wa
rum staatliche Entscheidungsinstanzen eher in der Lage sein sollten als die privaten Unterneh
mer selbst, zukUnftige Entwicklungsmöglichkeiten der Betriebe einzuschätzen (siehe ,dazu 
etwa ORT, 20). 

2.3 Verteilungsziele 

Das weitaus größte Gewicht in der praktischen Durchfuhrung der Agrarpol itik vieler Länder 
haben verteilungspolitische Ziele. Im Vordergrund steht dabei die intersektorale Einkommens
verteilung zwischen Landwirtschaft und ubriger Volkswirtschaft, daneben gewinnt die inter
personelle Einkommensverteilung innerhalb der Landwirtschaft zunehmend an Gewicht. Die 
Bestimmung von Kosten und Nutzen der staatl ichen Agrarförderung wäre sehr unbefriedigend, 
könnte sie diese wesentl ichen verteilungspol itischen Aspekte nicht in Betracht ziehen. 

Die gesamtwirtschaftl iche Nutzen-Kosten-Analyse, die ursprUng I ich vollständig auf das Ziel 
der Allokationseffizienz ausgerichtet war, hat sich in ihrer weiteren Entwicklung mit Vertei
lungsproblemen befaßt. Im Vordergrund stand dabei besonders die Frage, wie Verteilungsziele 
in al lokative Erwägungen integriert werden können. Mehrere Lösungen sind vorgeschlagen 
worden, deren wichtigste hier kurz skizziert werden sollen (siehe dazu auch RECKTENWALD, 
24, S. 11 ff; und DASGUPTA und PEARCE, 2, S. 54 ff, und die dort genannte Literatur). 

1. Der agnostische Ansatz: Auf eine BerUcksichtigung von Verteilungseffekten kann verzichtet 
werden. Die BegrUndung lautet entweder, daß die Verteilungswirkungen jeder einzelnen 
Maßnahme gering seien und sich in der Summe aller Maßnahmen wahrscheinlich ausglichen. 
Oder es wird argumentiert, es genUge zu wissen, daß die Gewinner die Verlierer kompen
sieren könnten 1). FUr die Beurteilung einer einzelnen Maßnahme sei es unwichtig, ob die 
Kompensation tatsächlich stattfindet, denn man mUsse davon ausgehen, daß die Vertei
lungsgerechtigkeit ohnehin durch das gesamte verteilungspol itische Instrumentarium in 
optimaler Weise verwirklicht werde. . 

1) An dieser Stelle setzt die Diskussion Uber die verschiedenen Kompensationskriterien an. 
Siehe z.B. SOHMEN (32, S. 307 ff.). 
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2. Der paretianische Ansatz: Eine Maßnahme wird nur dann als wohlfahrtssteigernd angese
hen, wenn durch ihre unmittelbaren Wirkungen oder tats<:ichlich erfolgende Kompensation 
sichergestellt ist, ?aß kein Individuum (oder abgeschw<:icht: keine Gruppe) durch sie be
nachteil igt wird. Ober alle anderen Maßnahmen I<:ißt sich prinzipiell kein Urteil f<:illen. 

3. Die gesonderte Darstellung der Verteilungseffekte: Im Anschluß an eine klassische Nutzen
Kosten-Analyse werden die Verteilungswirkungen tabellarisch aufgefuhrt. Dein pal itischen 
Entscheidungstr<:iger bleibt es Uberlassen, ein Gesamturteil Uber Allokations- und Vertei
lungseffekte zu f<:illen. 

4. Das Gewichtungsverfahren: Der Gesamteffekt einer Maßnahme wird als die gewichtete 
Summe der Kosten und Nutzen ausgewiesen, die bei allen betroffenen Individuen bzw. 
Gruppen anfallen. Die Gewichte geben die Bedeutung an, die der Wohlfahrts<:inderung 
einzelner Individuen bzw. Gruppen fUr die gesamtw i rtschaftl iche Wohlfahrt beigemessen 
werden. 

5. Maximierung unter Nebenbedingungen: Als Ziel wird die Maximierung der Allokations
effizienz unter der Nebenbedingung einer bestimmten Verteilung angesehen. Alter~ativ 
kann die Maximierung eines Verteilungsziels unter der Nebenbedingung einer bestimmten 
Effizienz angestrebt werden. 

Der agnostische Ansatz (1.) scheidet von vornherein aus, wenn Maßnahmen zu bewerten sind, 
die explizit verteilungspalitische Ziele verfolgen. Auch der paretianische Ansatz (2.) ist 
wenig hilfreich, wenn verschiedene Maßnahmen miteinander zu vergleichen sind, die alle 
seinen Bedingungen fUr eine Wohlfahrtssteigerung genUgen, aber durch unterschiedliche Ver
teilungswirkungen gekennzeichnet sind. Er versagt völlig, wenn eine Umverteilung zwischen 
verschiedenen Individuen das erkl<:irte Ziel einer Maßnahme ist. 

Von den verbleibenden drei Möglichkeiten stellt lediglich das Gewichtungsverfahren (4.) 
eine wirkliche Integration von Allokations- und Verteilungsziel in dem Sinne dar, daß die 
Auswirkungen auf beide Ziele zu einer eindimensionalen Größe zusammengefaßt werden. 
Nur in diesem Fall I<:ißt sich - EinmUtigkeit Uber die Verteilungsgewichte vorausgesetzt - fUr 
jede einzelne Maßnahme eindeutig sagen, ob ihre DurchfUhrung die Situation der Gesamt
wirtschaft verbessern oder verschlechtern wUrde. Der entscheidende Nachteil dieses Verfah
rens I iegt darin, daß trotz intensiver BemUhungen um die Entwicklung "objektiver" Vorgehens
weisen (siehe etwa SQUIRE und van der TAK, 33) die Wahl der Verteilungsgewichte immer 
wilikUrl ich bleiben wird. Das wl:lre nicht nachteil ig, falls die pal itischen Entscheidungstr<:iger 
sich dazu bereit finden könnten, die Verteilungsgewichte anzugeben, die in ihren Augen 
adl:lquat sind. Eine derartige Festlegung wird man allerdings kaum erwarten können. Unter 
diesen Umstl:lnden erscheint immerhin die Verwendung des Gewichtungsverfahrens in einem 
von DASGUPTA und PEARCE (2, S. 91 ff) offensichtlich bevorzugten "interaktiven Prozeß" 
zwischen Ökonomen und Politikern erwl:lgenswert, in dem die Gewichte mehrfach gel:lndert 
und die Ergebnisse jeweils neu gemeinsam beurteilt werden. Dieses Vorgehen stellt allerdings 
hohe Anspruche an Kooperationsbereitschaft und gegenseitiges Verst<:indnis. Abschließend 
bleibt zum Gewichtungsverfahren noch anzumerken, daß bei Maßnahmen mit größeren Um
verteilungseffekten keine konstanten Gewichte verwendet werden können 1). Im Extremfall 
wl:lre sonst diejenige Umverteilungsmaßnahme optimal, die das gesamte Sozialprodukt der 
Gruppe mit dem höchsten Verteilungsgewicht zukommen ließe. Diese Anmerkung mag zu
nl:lchst trivial erscheinen. Bezogen auf Fragen der praktischen Agrarpolitik bedeutet sie im
merhin, daß eine Bewertung von Maßnahmen der Einkommensumverteilung zugunsten der 

1) Die von SQUIRE und van der TAK (33) vorgeschlagene Methode und andere von DAS
GUPTA und PEARCE (2, S. 67 f.) erwl:lhnte Verfahren berUcksichtigen dies. 
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Landwirtschaft voraussetzt, daß die agrarpolitischen Entscheidungstrl:iger angeben, bis zu wei
chem Niveau der landwirtschaftlichen Einkommen sie eine zusl:itzliche Geldeinheit Einkommen 
bei Landwirten höher bewerten als den entsprechenden Einkommensverlust bei Nichtlandwirten . 

Dem Gebot der Operationalitl:it bei interner Konsistenz scheint am stl:irksten die Maximierung 
unter Nebenbedingungen (5.) zu entsprechen 1). Wird die zu wahrende Einkommensverteilung 
mit der gegenwl:irtig gegebenen gleichgesetzt, so fl:illt diese Vorgehensweise allerdings mit dem 
paretianischen Ansatz zusammen und unterl iegt der gleichen Kritik wie dieser. Immerhin er
gibt sich die Möglichkeit, durch parametrische Variation der Nebenbedingung den Konflikt 
zwischen Effizienz und Verteilung (falls ein solcher besteht) aufzuzeigen. 

Das Verfahren der gesonderten Darstellung der Verteilungswirkungen neben den Allokations
effekten (3.) schi ießI ich ist die neutralste Lösung, von der ausgehend bei genUgender Viel
fal t der untersuchten Maßnahmen sich alle Ubrigen Verfahren annl:ihern lassen. Gleichzeitig 
II:ißt diese Vorgehensweise allerdings wegen der Vielfalt der mit ihr angebotenen Informatio
nen am schwersten eindeutig Schi Usse zu. 

Außer dem in sich problematischen und deshalb nur begrenzt anwendbaren Verfahren mit expli
ziten Verteilungsgewichten erlauben alle anderen Vorgehensweisen keine eindeutige Aussage 
darUber, ob eine einzelne Maßnahme fUr sich genommen vorteilhaft ist oder nicht, da sie 
Verteilungs- und Allokationswirkungen nicht auf einen gemeinsamen Nenner bringen. FUr die 
Bewertung von Nutzen und Kosten verteil ungsorientierter agrarpol i tischer Maßnahmen hat das 
die wichtige Konsequenz, daß ledigl ich verschiedene Maßnahmen gegeneinander abgewogen 
werden können. Unter verschiedenen politischen Alternativen mit den gleichen (erwUnschten) 
Verteilungswirkungen ist dann diejenige am gUnstigsten zu beurteilen, die zu den geringsten 
Effizienzverlusten fUhrt. Der Verzicht auf die Zusammenfassung von Allokations- und Vertei
lungsaspekten zu einem eindimensionalen Kriterium mag bedauerlich erscbeinen, wenn die 
Erschwernis, die sich darausfUr die Entscheidungsfindung ergibt, bedacht wird. Angesichts 
des grundsl:itzl ich unterschiedl ichen Charakters von Allokations- und Verteilungszielen wird 
jedoch jeder Versuch der analytischen Integration bei der Ziele ein Notbehel f bleiben. 

Die Erörterung bleibt auch nach dieser Darstellung der vielfl:iltigen Möglichkeiten zur Einbe
ziehung von Verteilungseffekten noch unbefriedigend, solange sich kein Weg auftut, auf dem 
allgemeingUltige Aussagen uber die anzustrebende Verteil ungsnorm erreicht werden können. 
Diese Norm hl:ingt offensichtlich von dem ab, was als wirtschaftliche Gerechtigkeit aufge
faßt wird, und ist als moral ische Entscheidung unausweichl ich werturteilsbehaftet. Einer der 
interessantesten neueren Versuche, trotz dieser prinzipiellen Schwierigkeit allgemeine Grund
sCltze fUr eine gerechte Verteilung gesellschaftlicher Grundguter abzuleiten, ist von RAWLS 
(23) unternommen worden. Ausgangspunkt seiner als Gegenposition zum Util itarismus entwik
kelten "Theorie der Gerechtigkeit" ist die in der Moralphilosophie immer wieder als attraktiv 
empfundene Überlegung, eine gesellschaftliche Ordnung mUsse dann als gerecht angesehen 
werden, wenn sie von freien Menschen in einer hypothetischen ursprUngl ichen Situation ge
wl:ihlt wUrde, in der jedermann unwissend uber seine Ausstattung mit naturlichen und wirt
schaftlichen Gaben und damit uber seine Position im gesellschaftlichen Verteilungsspektrum 
sei. RAWLS kommt zu dem Ergebnis, daß eine solche faire Auswahl zu derjenigen Ordnung 
fUhren wUrde, die das am meisten benachteil igte Individuum in die gUnstigste Position ver
setzt, die im Vergleich zwischen allen denkbaren Ordnungen möglich erscheint. 

Dieser auch als Maximin-Prinzip gekennzeichnete Grundsatz, der nicht ohne Kritik geblie
ben ist (siehe etwa SOHMEN, 32, S. 371 ff), soll zunl:ichst nur die gedankliche Konstruk-

1) Dieser Ansatz wird z.B. bei KOESTER und TANGERMANN (15) verfolgt. 
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tion einer gesell schaf tl ichen Grundordnung erlauben, II:Ißt sich theoretisch aber auch auf die 
analytische Bewertung quantitativer Umverteilungssysteme anwenden (siehe etwa PHELPS, 22). 
Schwieriger, aber nicht vollstl:lndig ausgeschlossen erscheint der Versuch darzustellen, welche 
Konsequenzen sich aus den Überlegungen von RAWLS (23) für die Beurteilung konkreter Um
verteilungsfragen, beispielsweise in der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik ergeben wür
den 1). Dabei ist zu betonen, daß alle Schlußfolgerungen dieser Art im Kern ebenso an Wert
urteile gebunden sind wie jede Aussage zu Verteilungsfragen: Das Werturteil liegt in diesem 
Fall in der Bereitschaft, die Thesen von RAWLS zu akzeptieren. Gegenüber anderen Urteilen, 
die sich unmittelbar auf das Ergebnis von Umverteilungsmaßnahmen beziehen, hat ein Vorge
hen wie dasjenige von RAWLS allerdings zumindest den Vorteil, daß es Werturteile lediglich 
auf einer sehr allgemeinen Ebene verlangt und damit die Diskussion und Konsensbildung er
leichtert. 

Eine Anwendung des Maximin-Prinzips von RAWLS auf Fragen der landwirtschaftlichen Ein
kommenspol itik könnte beispielsweise zu den folgenden zwei Postulaten fUhren: 

a) Unter allen denkbaren Optionen der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik 2) sollte die
jenige gewl:lhlt werden, in der - bei gegebenem Betrag der Einkommensumverteilung von 
Nicht-Landwirten an den Agrarsektor - das Einkommen des bei dieser Option am wenig
sten begünstigten Landwirts höher ist als das jeweils niedrigste landwirtschaftliche Ein
kommen bei jeder anderen Option. 

b) Das Verfahren der Aufbringung von Einkommenstransfers an die Landwirtschaft und ihre 
Höhe sollten so gestaltet werden, daß der durch die Transferleistungen belastete N icht
Landwirt mit dem niedrigsten Einkommen nach der Umverteilung nicht weniger Einkommen 
hat als der einkommensschwl:lchste begünstigte Landwirt 3) . 

Wie das Maximin-Prinzip immer dann nicht zu egalitl:lren Verteilungsnormen führt, wenn das 
Gesamteinkommen durch eine Ungleichverteilung - etwa aufgrund der damit verbundenen Lei
stungsanreize - ausreichend gesteigert werden kann, so hl:ltte auch die Befolgung von Postu-
lat a) nicht eine vollstl:lndige Gleichverteilung der Einkommen in der Landwirtschaft zur Folge. 
Jedem durch gleichml:lßigere Verteilung bedingten Einkommenszuwachs am unteren Ende der 
Einkommensskala in der Landw irtschaft stUnde nl:lml ich eine Zunahme (genauer: eine wegen 
verminderter Abwanderung geringere Abnahme) der Zahl der Landwirte und damit eine Reduk
tion der durchschnittl ichen Umverteilungsmasse je begünstigten Landwirt gegenüber. Bei 
einem bestimmten Ausmaß der Ungleichverteilung wird sich dann fUr den Bezieher des niedrig
sten Einkommens ein Maximum ergeben. Wo diese "optimale" Verteilung liegt, hl:lngt ent
scheidend von der Mobilitcit landwirtschaftlicher Arbeitskrl:lfte ab. 

Forderung b) zeigt u.a. eine Beziehung zwischen Verfahren und Umfang der Einkommens
stUtzung für die Landwirtschaft auf. Je höher der insgesamt für erforderl ich erachtete Umfang 
der Einkommenstransfers an den Agrarsektor ist, um so wichtiger erscheint eine in Bezug auf 
das Einkommen der Belasteten progressive Aufbringungsform, da bei regressiven Aufbringungs-

1) Der denkbare Einwand, daß derart konkrete Anwendungen seiner Prinzipien von RAWLS 
nicht intendiert seien, erscheint nur teilweise gerechtfertigt, da RAWLS selbst den Plau
sibi I itl:ltstest seiner Überlegungen anhand konkreter Ausformungen fordert. Siehe 
PHELPS, 22, Fußnote 11, S. 423. 

2) Unter "Einkommenspolitik" werden hier zusammengefaßt alle agrarpolitischen Maßnahmen 
verstanden, die Einkommensverteil ungseffekte haben. 

3) Um diese Postulate operational zu gestalten, müßte in Vernachll:lssigung des auf Indivi
duen bezogenen RAWLSschen Konzeptes nicht von einzelnen Personen, sondern von durch
schnittl ichen Einkommen in signifikanten Gruppen gesprochen werden. 
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verfahren eher der Punkt erreicht wird, in dem das Einkommen des I:Irmsten Belasteten unter 
das Einkommen des I:Irmsten Begünstigten sinkt. Bei insgesamt stark ansteigendem finanziellen 
Aufwand für die Landwirtschaftsförderung (siehe z. B. SCHMITT, 28) gewinnt auch unter die
sem Aspekt die Frage nach der adl:lquaten Kombination von Preisstützung und aus dem Aufkom
men an direkten Steuern finanzierten Einkommenstransfers für die Landwirtschaft zusl:ltzl iche 
Bedeutung. 

An dieser Stelle ist eine eingehendere Diskussion dieser oder I:Ihnl icher Postulate nicht mög-
I ich. Immerhin wl:lre es interessant, die Konsequenzen derartiger Forderungen nl:lher zu analy
sieren, nach konkreten pol itischen Maßnahmen zu fragen, die ihre Verwirkl ichung verlangen 
würde, und - beispielsweise durch Simulationsrechnungen - zu überprüfen, wie weit die re
sultierenden Verteilungen von den gegenwl:lrtig gegebenen abweichen würden. 

Gewiß mag diesen und anderen Versuchen, eine festere Basis für die Beurteilung von Umver
teilungsmaßnahmen zu gewinnen, entgegengehalten werden, daß es nie gelingen wird, "das 
Problem und die Maßstl:lbe sozialer Gerechtigkeit aus dem Bannkreis subjektiver EinschCitzun
gen zu befreien und zu objektivieren" (SCHMITT, 29, S. 323). Solange jedoch Umverteilung 
ein wesentlicher Teil der praktischen Politik bleibt, werden sich Ökonomen nicht dem An
spruch entziehen können, ihren Teil zur Antwort auf die Frage nach den MaßstCiben für Ge
rechtigkeit beizutragen. Bei der fundamentalen Bedeutung, die die Umverteilung im Rahmen 
der Agrarpolitik hat, wCire es zu begrüßen, wenn die Prinzipien, an denen sie sich orientie
ren kann, verstCirkt auch in die wissenschaftliche Analyse einbezogen werden könnten. 

2.4 StabilitCit 

Probleme der Integration mit AllokationseHekten treten auch bei der Bewertung von Nutzen 
und Kosten der Maßnahmen zur Stabil isierung von Preisen und Mengen auf den Agrarmärkten 
auf. Allerdings herrscht in der Literatur eine starke Tendenz vor, die originCire Bedeutung des 
Stabilisierungsziels zu übersehen und Stabilisierungseffekte lediglich als einen Spezialfall 
wohlfahrtssteigernder Allokationswirkungen zu behandeln. Der Ansatzpunkt dazu ist die Ana-
I yse von Veränderungen der Konsumenten- und Produzentenrente, wie sie sich bei Mengen
und Preisschwankungen auf Märkten ergeben. Als zwei typische Beispiele aus der Vielzahl 
der empirischen und theoretischen Untersuchungen, die von dieser Betrachtungsweise ausge
hen, seien etwa die Arbeiten von REUTLINGER (25) und SUBOTNIK und HOUCK (34) ge
nannt. Als (mögl icherweise negativer) Nutzen der Stabil isierung wird die Summe aller Ren
tenl:lnderungen gegenüber dem nicht stabilisierten Markt definiert. Gleichzeitig wird dabei 
in der Regel die Auf teilung dieses Nutzens auf Konsumenten und Produzenten angegeben. 
Als Kosten werden die zur Stabil isierung notwendigen Ressourcenaufwendungen bestimmt. Da 
beide Größen in Geldeinheiten schCitzbar sind, kann der Nettonutzen eines Stabil isierungs
programms, die Differenz aus Nutzen und Kosten, unmittelbar als eindimensionale Größe an
gegeben werden. Eine erweiterte Analyse kann noch die durch Stabil isierung ersparten An
passungskosten bzw. das bei InstabilitCit verCinderte Anbieter- und Nachfragerverhalten 1) ein
beziehen, wodurch sich allerdings der grundsätzl iche Ansatz nicht ändert. 

Eine derartige Reduktion des Stabil isierungsproblems auf reine Allokationserwägungen verleug
net die eigenständige Bedeutung des Sicherheitsziels, wie sie etwa in der Theorie der Wirt
schaftspolitik hervorgehoben wird (siehe z.B. GIERSCH, 4, S. 82 H.). Konsumenten und 
Produzenten streben Stabil itl:lt nicht nur an, weil (falls) sich dadurch ihr Gewinn bzw. ihre 
Konsumentenrente erhöht, sondern auch weil sie es als nachteilig empfinden, heute noch 
nicht zu wissen, mit welchen Mengen und Preisen sie fUr morgen rechnen müssen. Andernfalls 
müßte beispielsweise ein Land, das ein Gut nicht produziert, sondern nur importiert, bei 

1) Für den Fall eines drohenden Importembargos siehe etwa TOLLEY und WILMAN (36). 
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einem (anntiherncl) geradlinigen Verlauf der Nachfragekurve nach diesem Gut Weltmarktpreis
schwankungen gegen ober einer stabilen Stituation vorziehen, weil dadurch die durchschnitt-
I iche Konsumentenrente steigt. 

Diese Kritik an einer ledigl ich allokationsorientierten Behandlung des Stabil isierungsproblems 
gibt allerdings noch keinen Hinweis auf alternative Möglichkeiten der Nutzen-Kosten-Bewer
tung. Das analytische Grundproblem ist hier ahnl ich schwer lösbar wie hinsichtl ich des Ver
teilungsziels: Ziele prinzipiell unterschiedlicher Natur wie Sicherheit und Allokationseffi
zienz lassen sich nicht in einer gemeinsamen eindimensionalen Größe zusammenfassend mes
sen. So bleiben auch fOr die Berocksichtigung des Sicherheitsziels bei der Bewertung von 
Nutzen und Kosten staatlicher Maßnahmen nur die oben genannten Möglichkeiten offen, ent
weder das Ausmaß der Stabilisierungswirkungen einer Maßnahme gesondert neben ihren Wohl
fahrtseffekten auszuweisen oder eine Maximierung unter (parametrisch variierten) Nebenbe
dingungen durchzufohren. Immerhin treten bei der Beurteilung von Stabilisierungsmaßnahmen 
nicht Probleme derort tiefgreifender Natur auf, wie sie sich bei interpersonellen Nutzenver
gleichen stellen. Stabil isierungseffekte lassen sich zumindest mit objektivierbaren Kriterien 
(wie Varianz, maximale Schwankungsbreite, Zyklusltinge etc.) angeben. 

2.5 Begrenzung des Anpassungsdrucks 

Auf ahnl icher Ebene wie das Stabil itötsziel I iegt die Zielsetzung einer Begrenzung der Anpas
sungsraten im Prozeß des wirtschaftlichen und sozialen Wandels, wie sie höufig als wesentli
ches Element im Katalog deragrarpalitischen Motivationen hervorgehoben wird (siehe z.B. 
HEIDHUES, 10). Zunöchst kann man auch dieser Zielsetzung einen allokationstheoretischen 
Aspekt abgewinnen. Je höher die im Strukturwandel erforderlichen Anpassungsraten werden, 
umso mehr nehmen auch die Informations-, Entscheidungs- und Umstellungskosten zu, die bei 
der Bewöltigung dieses Strukturwandels anfallen., Bei einer bestimmten Höhe der Anpassungs
raten werden die allokativen Vorteile des Strukturwandels durch diese Kosten aufgewogen, sO 
daß eine raschere Strukturanpassung auch unter dem Aspekt der Wohlfahrtsmaximierung nicht 
sinnvoll erscheint (ein Hinweis in dieser Richtung findet sich etwa bei SOHMEN, 32, S. 102). 

Dieser allokative Aspekt trifft allerdings nicht den Kern der hier angesprochenen Zielsetzung. 
Vielmehr geht es bei der Forderung nach Begrenzung der Anpassungsraten darum, den Einzel
nen, der von Änderungen seiner sozialen und wirtschaftlichen Lebensbedingungen betroffen 
ist, vor allzu starkem Druck zu bewahren. Allerdings ist es nicht ganz einfach, den Inhalt 
dieser Zielsetzung eindeutig von der Forderung nach gerechter Einkommensverteilung abzu
grenzen. Man könnte ntiml ich argumentieren, daß der Druck auf Anpassung vornehml ich (wenn 
nicht ausschließlich) von einer im Vergleich zu anderen Gruppen in der Volkswirtschaft un
gOnstigen Einkommenssituation ausgeht, wie sie sich im Prozeß des Strukturwandels in den 
schrumpfenden Bereichen einstellt. Geben die Betroffenen dann diesem Druck nach und wech
seln sie ihre Ttitigkeit und unter Umsttinden auch ihren gesamten Lebensbereich, so mag damit 
eine schwere innere Belastung verbunden sein. Die Ursache dafor und damit auch der Ansatz
punkt fUr regul ierende Maßnahmen bleibt aber die Einkommenssituation . Wird durch eine 
"gerechte" Einkommensverteilung die relative Verschlechterung der Einkommenssituation ein
zelner Gruppen in Grenzen gehalten, so ist auch der Anpassungsdruck begrenzt. 

Dieser Argumentation Itißt sich allerdings entgegenhalten, daß einer sozialen Anpassung nicht 
notwendigerweise ein starker Einkommensdruck vorausgehen muß. Reagieren die Betroffenen 
schon auf geringe Einkommensdifferenzen hin mit Abwanderung, so worde fUr einen Beobach
ter, der allein die Einkommensverteilung im Auge hat, noch kein Warnsignal aufleuchten, ob
wohl das Ausmaß der Anpassung unter Umsttinden bereits sehr hoch ist. Es bliebe aber auch in 
diesem Fall die Frage zu kltiren, ob die von den Betroffenen empfundene Belastung sehr hoch 
sein kann, wenn sie schon bei geringen Einkommensdifferenzen die Anpassung vollziehen. 
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Plausibel scheint vielmehr die Hypothese, daß das die Abwanderung verursachende Ausmaß 
der Einkommensdifferenz zwischen alter und neuer Beschtlftigung ein Gradmesser fUr die Höhe 
der Belastung ist, die durchdie Abwanderung entsteht. Wenn diese Hypothese zutreffend ist, 
so ist die Einkommenssituation ein hinreichender Maßstab fUr die Abschtltzung des Anpassungs
drucks. Gleichzeitig verliert der eigensttlndige Charakter des Ziels "Begrenzung des Anpas
sungsdrucks" an Bedeutung gegenUber dem Einkommensverteilungsziel. 

~ Ltlngerfristige Anpassungsvorgtlnge als Problem von Kosten-Ertrags-Überlegungen 

in der Agrarpolitik 

3.1 Kurz- und langfristige Auswirkungen agrarpolitischer Maßnahmen 

Agrarpolitik ist zu einem wesentlichen Teil die Beeinflussung eines langfristigen Anpassungs
prozesses. Bei der Beurteilung ihrer Auswirkungen treten daher die bereits oben erwtlhnten 
Probleme unsicherer Erwartungen auf. Eine andere Problematik I iegt in diesem Zusammenhang 
in der Wahl des relevanten Betrachtungszeitraums. Hier können in besonderer Weise Konflikte 
zwischen den handelnden Politikern und den analysierenden Ökonomen entstehen. Das gilt 
zumal, wenn Maßnahmen zur Debatte stehen, die auf kurze Sicht erwUnschte, auf lange 
Sicht jedoch zweifelhafte Effekte haben. Diese Problematik soll im folgenden am Beispiel 
der Steuerung des Abwanderungsprozesses landwirtschaftlicher Arbeitskrtlfte diskutiert wer
den. 

Aus der im Wirtschaftswachstum typischen besonderen Konstellation von Nachfragesteigerung 
bei Nahrungsmitteln und Produktivittltsfortschritten in der Agrarproduktion resultiert in der 
Mehrzahl der industrial isierten Ltlnder die Notwendigkeit zur Reduktion des Faktoreinsatzes, 
insbesondere der Zahl der Arbeitskrtlfte in der Landwirtschaft. Diese Notwendigkeit wird, 
soweit die Marktfunktionen nicht vollsttlndig ausgeschaltet sind, durch einen Einkommens
druck fUr die Betroffenen signal isiert. Die Agrarpolitik bemUht sich in dieser Situation, den 
Einkommensdruck in Grenzen zu halten, und setzt dazu bisher in uberwiegendem Maße Instru
mente ein, die die Erzeugerpreise stUtzen oder die Vorleistungspreise und Investitionskosten 
senken. Diese Abweichungen von der staatlich unbeeinflußten Preisstruktur, von der im fol
genden angenommen werden soll, sie sei allokationsoptimal, verursachen gesamtwirtschaftli
che Kosten, die bei der Verfolgung der sektorspezifischen Ziele in Kauf genommen werden. 
Dabei kann man unterstellen, daß der Entscheidung uber das Ausmaß der EinkommensstUtzung 
zumindest anntlherungsweise Überlegungen zugrundeliegen, die jeweils den zustltzlichen 
Nutzen (durch Milderung des Einkommensdrucks in der Landwirtschaft) mit den zustltzlichen 
Kosten (durch Einschrl:lnkung der Allokationseffizienz) vergleichen. Probleme hinsichtlich der 
Beurteilung langfristiger Effekte können dabei vor allem dann entstehen, wenn Nutzen, die 
sich kurzfristig einstellen, langfristig geringer sind oder sich gar in Nachteile verkehren, und 
wenn gegenwtlrtig eingeleitete Maßnahmen eine pol itische Festlegung fUr die Zukunft bedeu
ten, ohne daß die damit verbundenen steigenden zukunftigen Kosten bereits berUcksichtigt 
werden. 

Der langfristige Nutzen von Maßnahmen zur StUtzung der landwirtschaftlichen Einkommen 
wl:lre nur dann nicht geringer als der kurzfristige,. wenn die Zahl von Arbeitskrl:lften in der 
Landwirtschaft durch die EinkommensstUtzung nicht beeinflußt wUrde. Eine durch Umvertei
lung zugunsten der Landwirte bewirkte Steigerung des Sektoreinkommens um x Prozent wird 
jedoch, solange landwirtschaftliche Arbeitskrtlfte nicht völl ig insensitiv gegenUber Einkom
mensdifferenzen zu anderen Wirtschaftsbereichen sind, langfristig nur zu einer Zunahme des 
je Kopf-Einkommens in der Landwirtschaft von weniger als x Prozent fuhren, da sie die Ab
wanderung vermindert und die Neueintritte erhöht. Solange diese vergleichsweise Zunahme 
der Zahl von Arbeitskrtlften in der Landwirtschaft weniger als x Prozent betrl:lgt, verbleibt 
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allerdings auch langfristig noch ein "Nutzen", wenn der Nutzen als Anhebung der durch
schnittl ichen Einkommen in der Landwirtschaft definiert ist. Eine solche Definition des Um
verteilungsziels ist allerdings problematisch. Plausibler erscheint die Zielsetzung, die Bezie
her besonders niedriger Einkommen in der Landwirtschaft vornehmlich zu begUnstigen. In die
sem unteren Bereich der Einkommensskala kann allerdings die Relation aus langfristigen und 
kurzfristigen Erfolgen der Umverteilungsmaßnahme noch ungUnstiger sein als fUr den Sektor 
insgesamt. Die verminderte Abwanderung wird sich nCimlich besonders auf landwirtschaftliche 
ArbeitskrCifte mit niedrigem Einkommen konzentrieren, die kurz vor dem Berufswechsel stan
den. Die vergleichsweise Zunahme der Zahl dieser ArbeitskrCifte wird prozentual höher sein 
als im Sektor insgesamt. Es ist sogar nicht prinzipiell auszuschl ießen, daß die prozentuale 

. Zunahme der Zahl von ArbeitskrCiften in dieser Gruppe größer ist als die prozentuale Steige
rung des auf diese Gruppe entfallenden Einkommens. In einem solchen Fall wCire der lang
fristige "Nutzen" der Umverteilungsmaßnahme in der eigentlichen Zielgruppe sogar negativ. 

In welchem Ausmaß der langfristige Nutzen vom unmittelbaren Effekt abweicht, hCingt von 
der Intensitl:lt ab, mit der die landwirtschaftl ichen ArbeitskrCifte auf Einkommensl:lnderungen 
reagieren. Je ausgeprl:lgter diese Reaktionen sind, umso geringer sind die nachhaltigen Erfolge 
der EinkommensstUtzung 1). In diesem Zusammenhang ist auch auf die Bedeutung hinzuweisen, 
die dem Verfahren der Einkommensstutzung zukommt. Preispol itische Maßnahmen etwa lassen 
stCirkere Reaktionen erwarten als personengebundene und von vornherein zeitlich befristete 
Transfers. Letztere versprechen daher eine bessere Erfullung der Umverteilungsziele als erstere. 

Dem Hinweis auf die eingeschrCinkte Wirksamkeit der EinkommensstUtzung könnte jedoch ent
gegengehal ten werden, daß selbst dann, wenn der beabsichtigte Einkommenseffekt der Stut
zungsmaßnahmen durch einen Anstieg in der Zahl der ArbeitskrCifte weitgehend "verpufft", 
immerhin eine Reduktion der Abwanderung und damit eine Minderung des Anpassungsdrucks 
erreicht werden konnte, so daß zumindest dieses eigenstCindige Ziel besser erreicht wurde. 
Aber auch bei diesem gewiß berechtigten Einwand ist zu fragen, fUr welchen Zeitraum der 
gewUnschte Effekt erreicht werden kann. Die Verminderung der Anpassungsraten ICißt sich nur 
solange erzielen, wie die StUtzungsrate, d.h. die Relation aus gestutzten Einkommen der 
Landwirtschaft und dem Einkommen, das die Landwirtschaft bei gegebenen sonstigen UmstCin
den ohne die StUtzungsmaßnahmen hCitte, stl:lndig ansteigt. Manches spricht dafUr, daß eine 
steigende StUtzungsrate auf zunehmend anwachsende Schwierigkeiten stößt. Die ausll:lndi
schen Handelspartner werden einer zunehmenden Protektionsrate wachsenden Widerstand ent
gegensetzen; gleichzeitig nehmen die volkswirtschaftlichen Kosten und finanziellen Belastun
gen immer mehr zu. Sollten diese Hemmnisse irgendwann einen weiteren Anstieg der Stutzungs
rate verhindern, so muß - falls sich nicht gleichzeitig andere Bedingungen geCindert haben -
die Anpassungsrate der Landwirtschaft wieder auf ihren ursprUngl ichen Wert ansteigen. Die 
Milderung des Anpassungsdrucks wtlre dann nur wtlhrend einer zwischenzeitlichen Phase er
folgt, in der der Übergang von einem ursprUnglichen Entwicklungspfad auf einen parallel 
laufenden anderen Pfad vollzogen wurde. 

Gleichzeitig ist zu bedenken, daß bei der höheren StUtzungsrate größere volkswirtschaftl i
che Kosten durch Verzicht auf Allokationseffizienz anfallen, als das bei einer niedrigeren 
StUtzungsrate der Fall gewesen wtlre. Ist eine RUckkehr auf den ursprUngl ichen Entwicklungs
pfad nicht mehr mCiglich, so wird der Vorteil einer geringeren Anpassungsrate wtlhrend der 
Ubergangszeit durch andauernde Kosten auch in sptlteren Zeitrtlumen erkauft. Eine Bewertung 
von Nutzen und Kosten alleine wl:lhrend der Ubergangszeit fUhrt dann zur falschen agrarpoli
tischen Entscheidung, da die langfristigen "Folgekosten" der gegenwCirtigen Iv\aßnahme nicht 
berucksichtigt werden. 

1) Siehe dazu auch JOHNSON (12, S. 125 ff.). 
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3.2 Die Bedeutung der Arbeitsmobilität 

Zur unmittelbaren Erklärung der relativ niedrigen Einkommen in der Landwirtschaft wird in 
der Regel darauf hingewiesen, daß wegen einer unzureichenden intersektoralen Mobilität der 
in der Landwirtschaft tätigen Arbeitskräfte die Abwanderung aus der Landwirtschaft nicht in 
dem Ausmaß erfolgt, wie es zur Herstellung eines Einkommensgleichgewichts zwischen Land
wirtschaft und UbrigerVolkswirtschaft erforderlich wäre (siehe z.B. HEIDHUES, 9). Als Mo
bilität wird dabei im allgemeinen das Ausmaß der Faktorbewegung zwischen verschiedenen 
Verwendungsarten definiert 1). Der Begriff Mobilität wird dementsprechend zunächst ohne 
Bezug zur Faktorentlohnung verwendet und kennzeichnet insoweit nicht mehr als die (statistisch 
gemessene) Zahl von Faktoreinheiten, die je Zeiteinheit die Verwendungsart wechseln. 

Neben dem Mobil itätsbegriff stehen in der ökonomischen Analyse des landwirtschaftlichen 
Einkommensproblems die relativ niedrigen Opportunitätskosten (außerlandwirtschaftlichen 
Einkommenschancen) der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte im Vordergrund (siehe HEIDHUES, 
9, oder SCHMITT, 26, und die an beiden Stellen genannte Literatur). Nicht immer wird die 
Verbindung zwischen den Konzepten der "eingeschränkten Mobilität" und der "niedrigen Op
portunitätskosten" vollständig deutl ich. Da die Analyse der Veränderungen im landwirtschaft-
I ichen Arbeitseinsatz jedoch fundamentale Bedeutung fUr die Bewertung agrarpol itischer Maß
nahmen hat, soll im folgenden kurz auf einige in diesem Zusammenhang wichtig erscheinende 
Gesichtspunkte eingegangen werden. 

Die These von den niedrigen Opportunitätskosten der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte geht 
davon aus, daß im gesamtwirtschaftl ichen Wachstum aus den besonderen Angebots- und Nach
fragekonstellationen bei Agrarprodukten ein (relativer) Druck auf die landwirtschaftl ichen 
Einkommen resultiert, der die Einkommen am unteren Ende des Verteilungsspektrums in der 
Landwirtschaft auf die - im Vergleich zu durchschnittlichen außerlandwirtschaftlichen Ein
kommen niedrigen - Alternativeinkommen absinken läßt, bevor die betroffenen landwirtschaft
I ichen Arbeitskräfte mit Abwanderung reagieren. FUr sich all eine genommen wUrde diese 
These erwarten lassen, daß eine - wie auch immer verursachte - Steigerung der Opportunitäts
kosten unmittelbar zu einer Abwanderung aus der Landwirtschaft führen wUrde, mit der Folge, 
daß die landwirtschaftl ichen Einkommen der gerade nicht mehr Abgewanderten wieder ebenso 
hoch wie ihre (neuen) Opportunitätskosten sind. Ebenso würde ein Rückgang der landwirt
schaftlichen Einkommen eine Abwanderung mit der gleichen Folge auslösen. Die jeweils be
troffenen Arbeitskräfte werden bei dieser Interpretation als vollkommen einkommensreagibel 
in der Weise angenommen, daß sie ihren Arbeitsplatz in der Landwirtschaft aufgeben, sowie 
ihr außerlandwirtschaftliches Altemativeinkommen ihr Einkommen in der Landwirtschaft über
steigt 2) • Nimmt man zur vereinfachten Darstellung zunächst einmal an, daß bei der gege
benen Struktur der landw i rtschaftl i chen Erwerbsbevöl kerung h ins ichtl ich AI tersaufbau, Qual i
fikation, regionaler Verteilung etc. die Opportunitätskosten der durchschnittlichen landwirt
schaftlichen Arbeitskraft um einen bestimmten Prozentsatz oder einen bestimmten absoluten 
Betrag unter dem durchschnittlichen Einkommen einer außerlandwirtschaftlichen Arbeitskraft 
I iegen, so wUrde man bei völl iger Gültigkeit der Opportunitätskostenhypothese erwarten, daß 

(1) y I = <5 1 (y n - <5 2), 0 s <5 1 SI, 0 S <5 2 S Y n' 

wobei YI und Yn das landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaftliche Einkommen je Arbeits-

1) Siehe etwa die meisten Beiträge in dem von SCHMITT herausgegebenen Tagungsband zu 
dieser Thematik (27) . 

2) Hier wie im folgenden wird der Einfachheit halber nicht zwischen persönl ichen Einkom
men und Faktoreinkommen (z.B. Arbeitseinkommen differenziert). 

148 



kraft angeben und die Parameter öl bzw. Ö2 den prozentualen bzw. absoluten Abstand 
der Opportunitötskosten vom nichtlandwirtschaftlichen Durchschnittseinkommen kennzeich
nen 1). 

In diesen Parametern mögen gleichzeitig materielle wie immaterielle Mobilitötskosten zum 
Ausdruck kommen (Umschulungs-, Fahrt- bzw. Umzugskosten, Pröferenz fUr landwirtschaft
liche Tötigkeit und löndliches Wohnen etc.). Die Änderungsrate der Zahl der landwirtschaft
lichen Arbeitskröfte würde sich bei Gültigkeit dieser Hypothese so einstellen, daß Gleichung 
(I) stöndig gewahrt bleibt. 

Gilt die These von den niedrigen Opportunitötskosten in dieser Form, so ist es zumindestens 
verwirrend, gleichzeitig von eingeschrönkter Mobil itöt zu sprechen. Die landwirtschaftl ichen 
Arbe i tskröf te reagieren dann nöml ich unverzUgl ich und vollstöndig auf Einkommensentwick
lungen, ledigl ich finden diese Reaktionen auf einem niedrigeren als dem durchschnittl ichen 
außerlandwirtschafti ichen Einkommensniveau statt. Sollte das Verhalten der Landwirte tat
söchlich durch Gleichung (I) zutreffend beschrieben werden, so hatte dies im Ubrigen eine 
wichtige Konsequenz für die Agrarpolitik: Das durchschnittliche Einkommen in der Landwirt
schaft ließe sich in diesem Fall durch "einkommenswirksame" agrarpolitische Maßnahmen wie 
etwa Preisstützung nicht beeinflussen, da es alleine durch die Höhe der Opportunitätskosten 
determiniert wird. Maßnahmen, die zur Einkommensstützung für die Landwirte gedacht sind, 
"verpuffen" dann in der oben diskutierten We ise in einer geringeren Abwanderungsrate. 

Das Konzept der'eingeschrönkten Mobilitöt" wUrde, in naiver Weise interpretiert, seinen 
Ausdruck in folgender Gleichung finden: 

(2) 
A (t) - A (t-l) 

A (t-l) 

Mit A ist die Zahl der landwirtschaftl ichen Arbeit~~röfte, mit w A ihre Änderungsrate bezeich
net. Gleichung (2) bringt zum Ausdruck, daß die Anderungsrate der Zahl landwirtschaftl icher 
Arbeitskröfte, die ansonsten irgende iner Verhaltensfunktion, etwa der durch (I) impl izierten, 
entsprechen mag, die Grenzen r 1 und r 2 in keinem Fall überschreitet. Wöre dies eine zu
treffende Beschreibung, so wöre eine landwirtschaftl iche Einkommenspol itik zumindest dann 
wirksam, wenn die zur Einhol tung von (I) erforderl iche Abwanderungsrate r 1 überschrei tet. 

Gleichung (2) erscheint als wenig realistische Beschreibung des Mobilitatsverhaltens (ausge
nommen sehr große und fUr "normale" Entwicklungen irrelevante rl und r:2). Man könnte 
deshalb an eine Kombination von (I) und (2) in abgeschwöchter Form denken: 

(3) 

Diese Beziehung würde die Hypothese zum Ausdruck bringen, daß der Abstand der Opportun i
tatskosten zum durchschnittlichen Einkommen der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitskröfte umso 
größer wird, je rascher die Abwanderung aus der Landwirtschaft erfolgt. Die Begründung für 
diese Hypothese könnte in der Vermutung liegen, daß mit zunehmender Geschwindigkeit der 
erzwungenen Abwanderung zunehmend Arbeitskrafte betroffen werden, die geringer für einen 
Berufswechsel geeignet sind. Ob diese Hypothese realistisch ist, mag dahingestellt bleiben. 

1) Von ungleichen inner- und außerlandwirtschaftlichen Einkommensverteilungen wird hier 
abstrahiert. 
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FUr die innerlandwirtschaftliche Einkommensentwicklung wUrde sie bedeuten, daß das durch
schnittliche Einkommen in der landwirtschaft umso mehr hinter dem außerlandwirtschaftlichen 
zurUckbleibt, je rascher die (erzwungene) Abwanderung ist; bei gegebener Abwanderungs
rate wUrde allerdings das Einkommen in der landwirtschaft porallel zum außerlandwirtschaft
lichen Einkommenswachstum steigen. Eine Politik der StUtzung der landwirtschaftlichen Ein
kommen wUrde, gerade weil sie die Abwanderung vermindert, tatsl:lchlich das Durchschnitts
einkommen der landwirte anheben. 

Eine weitere denkbare Hypothese kommt in der folgenden Funktion zum Ausdruck: 

(4) w A = (l - 0') ,.., + 0' (wy - w ), 
I Yn 

Dabei bezeichnet YI = AYI das geSCImte Einkommen aller landwirte. Gleichung (4) liegt die 
Hypothese zugrunde, daß die einkommensabhl:lngige Abwanderungsrate jeweils nur einen ge
gebenen Anteil a derjenigen Rate ausmacht, bei der die landwirtschaftlichen Einkommen je 
Arbeitskraft mit der gleichen Rate ansteigen wUrden wie die al:lßerlandwirtschaftlichen. Bei 
einer bestimmten Differenz zwischen den Wachstumsraten von Gesamteinkommen aller land
wirte und Durchschnittseinkommen der Nlchtlandwirte wUrde die einkommensabhl:lngige Ab
wanderungsrate zusammen mit der autonomen Verminderungsrate (,..) gerade gewl:lhrleisten, 
daß die Durchschnittseinkommen innerhalb und außerhalb der landwirtschaft mit der gleichen 
Rate ansteigen. In allen anderen Fl:lllen könnten einkommensstUtzende Maßnahmen, die sich 
hier nur mit dem Anteil a in einer Reduktion der Abwanderung niederschlagen, die Paralle
litl:lt der Einkommensentwicklung herbeifuhren. Hat a den Wert Eins ("volle Mobilitl:lt'?, so 
stellt sich ein Ergebnis in der Art von Gleichung (1) ein. 

FUr eine Beurteilung agrarpol itischer Maßnahmen unter langfristigen Aspekten wl:lre es außer
ordentlich bedeutsam zu wissen, in welcher Art landwirtschaftliche Arbe i tskrl:lf te auf Ein
kommensunterschiede zu alternativen Beschl:lftigungsmöglichkeiten reagieren. Trotz einer 
großen Zahl vorliegender Untersuchungen zum landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt scheinen 
Arbeiten, die unterschiedliche Hypothesen, wie sie etwa in den vorstehenden Gleichungen 
zum Ausdruck kommen, systematisch gegeneinander abwl:lgen, noch nicht vorzul iegen. Die 
hohe agrarpol itische Bedeutung dieser Zusammenhl:lnge II:Ißt entsprechende Anal ysen wUnschens
wert erscheinen. Aufschlußreich durften dabei Verlaufsuntersuchungen Uber das Verhalten 
einzelner abwandernder landwirte wie etwa bei HATHAWAY (7) sein. Solange die diesbe
zUglichen Fragen unbeantwortet bleiben, fehlt der Beurteilung langfristiger Effekte der Agrar
politik eine wesentliche Basis. 

4 Detailentscheidu'19!.!.1 in vorge~enem Rahmen: Second Best-Optimierung 

4.1 Die theoretische lösung 

Entscheidungen uber agrarpolitische Maßnahmen sind immer Detailentscheidungen in dem 
Sinne, daß sie innerhalb eines vorgegebenen Rahmens wirtschaftspolitischer Eingriffe in ande
ren Bereichen getroffen werden. Die meisten agrarpol itischen Entscheidungen stehen sogar 
noch eine Stufe niedriger in der Hierarchie, sie sind in Abstimmung auf das bestehende Ge
samtsystem der Agrorpolitik zu fl:lllen. Die Beurteilung der Effekte solcher Teilmaßnahmen hat 
in anderer Weise zu erfolgen, als wenn es sich um Maßnahmen innerhalb einer ansonsten 
eingriffsfreien Marktwirtschaft oder um die Gesamtstruktur des wirtschaftspolitischen Instru
menteneinsatzes handelt. 

Die Wohlfahrtsökonomie hat mit der Theorie des Second Best ein analytisches Instrument zur 
VerfUgung gestellt, das auch auf Situationen anwendbar ist, die bereits durch Abweichungen 
vom neoklassischen Ideal einer alle PARETO-Bedingungen des Allokationsoptimums selbsttl:ltig 
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erfullenden Marktwirtschaft gekennzeichnet sind (siehe den grundlegenden Aufsatz von 
LlPSEY und LANCASTER, 17). Die "Abweichungen" mit denen sich die Theorie des Zweit
besten auseinandersetzt, sind sowohl in der Struktur des Wirtschafts prozesses selbst liegende 
GrUnde fUr ein Marktversagen wie etwa eingeschri:inkter Wettbewerb oder externe Effekte 
("divergencies" in der Terminologie von CORDEN, 1, S. 13 ~ als auch aus dem Einsatz 
wirtschaftspolitischer Instrumente resultierende Verzerrungen ("distortions" bei CORDEN). 
Im folgenden soll ledigl ich auf letztere eingegangen werden. 

Die analytischen Probleme fUr eine Beurteilung von Einzeimaßnahmen im Rahmen sonstiger 
Eingriffe in das Marktgeschehen ergeben sich daraus, daß die privaten Grenzkosten in dieser 
Situation nicht mehr bei allen Produkten mit den sozialen Grenzkosten identisch sind. Eine 
Bewertung der Mengeneffekte kann nicht mehr mit Marktpreisen, sondern muß mit Schatten
preisen erfolgen. Diese Konsequenz wird in der Theorie der Kosten-Nutzen-Analyse ausfUhr
lich behandelt und in der praktischen Anwendung allgemein anerkannt 1). Entscheidungen 
Uber staatliche Investitionsprojekte und Angebot an öffentlichen GUtern, die unter Verwen
dung von Schattenpreisen getroffen werden, abstrahieren von den Verzerrungen in der rest
lichen Volkswirtschaft. Sie bleiben damit auch optimal, wenn sich die (verzerrenden) Ein
griffe in anderen Bereichen tlndern und htltten mit dem gleichen Ergebnis auch in einer insge
samt verzerrungsfreien Volkswirtschaft geftilit werden mUssen • Der adtlquate Gebrauch von 
Schatten preisen stellt damit nicht im eigentlichen Sinne eine Anwendung der Theorie des 
Second Best dar (siehe dagegen allerdings die AusfUhrungen bei DASGUPTA und PEARCE, 2, 
S. 109 fi.). 

Anders ist die Entscheidung Uber staatl iche Maßnahmen beispielsweise in der Preispol itik zu 
beurteilen, die erst durch die davon ausgelösten Reaktionen der Privaten ihre Effekte im gU
terwi rtschaftl ichen Bereich haben. Da die privaten Wirtschaftssubjekte sich nur an den unter 
Umsttlnden "verzerrten" Marktpreisen orientieren, dUrfen die durch staat I iche Preispol itik ge
setzten Signale diese Verzerrungen nicht ignorieren, sie mUssen sich vielmehr in optimaler 
Weise an sie anpassen. 

Im Agrarsektor spielen derartige Erwtlgungen beispielsweise dann eine Rolle, wenn die Preis
politik auf einem einzelnen Markt bei gegebener Marktpolitik bei den ubrigen Produkten zu 
beurteilen ist. Die Arbeit von SCHRADER (30) wendet dieses Konzept z.B. auf die Marktpo
I itik bei Rindfleisch an. Bei engen Substitutionsbeziehungen zwischen den einzelnen Agrar
produkten in der Produktion und im Konsum und bei allgemein hohen Protektionsraten bei den 
meisten Agrarprodukten folgt dann fUr jedes einzelne Agrarprodukt, daß - solange die Ubrige 
Protektionsstruktur als unabtlnderbar angenommen wird - ein relativ hoher Außenschutz opti
mal ist. 

4.2 Probleme der politischen Dynamik 

Gegen die logische Konsistenz der Theorie des Second Best Itlßt sich kein Einwand vorbringen. 
Bei der Übertragung ihrer Ergebnisse auf die praktische Wirtschaftspolitik scheint jedoch Vor
sicht geboten zu sein. Zuntlchst ist auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, exakte Second Best
Lösungen quantitativ zu ermitteln. Die Vielfalt und sttlndig sich wandelnde Natur der Substi
tutionsbeziehungen zwischen allen GUtern Il:Ißt den Versuch nahezu aussichtslos erscheinen, 
zu jedem Zeitpunkt genau den richtigen Einsatz der Instrumente empirisch zu ermitteln, die 
zur Kompensation von "Verzerrungen" gedacht sind. Zur Demonstration dieser Problematik 
sei etwa auf die Schwierigkeiten hingewiesen, denen sich SCHRADER (30) bereits auf einem 

1) Siehe vor allem LlTTLE und MIRRLEES (18) und die Diskussion Uber das dort vorgeschlagene 
Vorgehen etwa bei JOSHI (13) und anderen Autoren in der gleichen Nummer dieser Zeit
schrift. 
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im Vergleich zu anderen Bereichen der Volkswirtschaft noch recht überschaubaren und gut 
erforschten Markt wie dem für Rindfleisch gegecübergestellt sieht. Weiterhin ist zu bedenken, 
daß inzwischen "verzerrende" wirtschaftspolitische Eingriffe der verschiedensten Art breit ge
streut über die gesamte Volkswirtschaft zu konstatieren sind. Es ist unschwer vorstellbar, daß 
konsequent geplante kompensierende Maßnahmen, die dann in großer Zahl ergriffen werden 
müßten, bald auch den letzten bisher noch nicht "verzerrten" Markt endgültig in die Klam
mer allmCichtiger staatl icher Allokationspol itik zwingen würden. Eine solche von der Idee 
einer kompromißlosen Second Best-Optimierung beseelte Wirtschaftspolitik würde vermutlich 
nur noch marginal Unterschiede zu einer Zentralverwaltungswirtschaft aufweisen. Zumindest 
wCire sie durch einen beachtlichen administrativen Aufwand (und eine hohe Nachfrage nach 
ökonomisch geschulten Beratern) gekennzeichnet. Schon aus dieser Sicht scheint Skepsis am 
Platze, wenn der Versuch empfohlen wird, in einer unvollkommenen Welt eine (nahezu) voll
kommene Wirtschaftspolitik zu betreiben. 

Weit schwerer noch wiegt aber der Einwand, daß die Suche nach Second Best-Lösungen den 
Verzicht auf First Best-Maßnahmen impliziert. Statt sogenannte "unabCinderliche" Verzerrun
gen hinzunehmen und nach optimaler Kompensation Ausschau zu halten, wCire die dabei ge
bundene intellektuelle KapozitCit in vielen FCilien besser genutzt, wenn sie darauf verwandt 
würde, nach Möglichkeiten fUr einen Abbau der primCiren Verzerrungen zu suchen. Lesens
werte AusfUhrungen dazu finden sich bei SOHMEN (32, S. 435 ff ) . 

Die grundsCitzl iche Schwierigkeit in der Erörterung von Second Best-Lösungen, die bei SOH
MEN allerdings kaum zum Ausdruck kommt, besteht in der Notwendigkeit, die "verzerrenden" 
übrigen Maßnahmen daraufhin zu analysieren, wie weit sie gerechtfertigt sind. Dabei ist so
wohl die Frage zu klCiren, ob die mit ihnen verfolgten Ziele noch akzeptiert werden, als auch 
zu untersuchen, ob die Maßnahmen selbst optimal ausgewCihlt wurden. Viele der bestehenden 
Maßnahmen sind aus früheren Tagesnöten heraus geboren und spCiter nicht abgeschafft worden, 
um die begUnstigte Gruppe nicht ihrer Privilegien zu berauben. Eine Anpassung anderer Maß
nahmen an diese "Daten" trCigt die Gefahr in sich, den ursprUngl ichen Eingriff noch mehr zu 
stabilisieren. Ökonomen, die sich den Prinzipien der Effizienz und der NeutralitCit verpflich
tet fühlen, sind hier in einer schwierigen Lage. Bleiben die ursprünglichen Maßnahmen be
stehen und sind ihre Verteifungsfolgen gerechtfertigt, so verlangt die Effizienzmaximierung 
in der Tat Entscheidungen, die der Theorie des Second Best entsprechen. Ist die Berechtigung 
und Uberlebenskraft der bisherigen Eingriffe dagegen geringer, so kann entschiedene Stellung
nahme gegen sie und Ablehnung von Anpassungsmaßnahmen unter UmstCinden einen Beitrag 
zur AnnCiherung an die First Best-Lösungen leisten. Ökonomen sollten sich stCindig in der 
Rolle des "efficiency partisan" 1) sehen und sich zumindest nicht voreilig mit zweitbesten 
Lösungen zufri edengeben . 

1) Siehe den Hinweis auf SCHULTZE (31) bei HENDERSON (11, S. 285). 
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